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Antrag 

der Fraktion der CDU/CSU 


Anwendung des Gesetzes zur Förderung der Stabilität und des Wachstums 
der Wirtschaft 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, 

1. unverzüglich von der ihr eingeräumten Ermächtigung Ge- 
brauch zu machen, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
von Bundesrat und Bundestag Vorschriften zu erlassen, nach 
denen die Einkommensteuer einschließlich des Steuerabzugs 
vom Arbeitslohn, des Steuerabzugs vom Kapitalertrag und 
des Steuerabzugs bei beschränkt Steuerpflichtigen (§ 51 
Abs. 3 Ziff. 1 EStG beruhend auf § 26 Nr. 3 Buchstabe b 
Abs. 3 Nr. 1 StabWG) sowie die Körperschaftsteuer (§ 23 
Abs. 7 KSt beruhend auf § 27 Nr. 1 StabWG) für den Zeit- 
raum vom 1. Oktober 1977 bis zum 30. September 1978 um 
10 V. H. herabgesetzt werden; 

2. in angemessener Frist einen Gesetzentwurf vorzulegen, der 
eine Einkommensteuertarifreform im Anschluß an die nach 
Maßgabe von Nummer 1 herabgesetzte Einkommensteuer 
beinhaltet. 


Bonn, den 5. September 1977 


Dr. Kohl, Dr, Zimmermann und Fraktion 


Begründung umseitig 
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Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 


Begründung 

1. Das gesamtwirtschaftliche Gleichgewicht ist bei den Ziel- 
größen „hoher Beschäftigungsstand" und „Stabilität des 
Preisniveaus" (§ 1 StabWG) gestört. Das niedrige Wachstum 
des Sozialprodukts ist besorgniserregend. Eine lang anhal- 
tende hohe Arbeitslosigkeit ist zu verzeichnen, die Nach- 
frage nach Investitionsgütern und Bauleistungen ist erheb- 
lich zurückgegangen und der Konsum ist hinter den Erwar- 
tungen zurückgeblieben. Eine wesentliche Ursache für diese 
Entwicklung ist die seit Jahren bestehende und sich verstär- 
kende steuerliche Überbelastung, die sich leistungshem- 
mend, kostenerhöhend und investitionsfeindlich auswirkt. 
Die Erhöhung der Lohn- und Einkommensteuerquote sowie 
des Staatsanteils markieren diese Entwicklung. Dies sind die 
besorgniserregenden Folgen einer falschen Wirtschafts- und 
Finanzpolitik. Die Voraussetzungen zur Anwendung des Sta- 
bilitäts- und Wachstumsgesetzes durch Herabsetzung der 
Einkommensteuer und Körperschaftsteuer sind gegeben. 

„Bund und Länder sind nach § 1 StabWG nicht nur in ihrer 
Haushaltswirtschaft sondern bei ihrem gesamten wirt- 
schafts- und finanzpolitischen Verhalten verpflichtet, die 
Ziele des § 1 zu beachten." 

(Kommentar zum StabWG von Alex Möller, 2. Auflage, 
S. 87). 

Angesichts dieser Lage erachtet es die CDU/CSU-Fraktion 
als zwingend geboten, daß die Bundesregierung ihrer recht- 
lichen Verpflichtung zur Anwendung des Stabilitäts- und 
Wachstumsgesetzes nachkommt. 

2. Die CDU/CSU-Fraktion betrachtet den Steuerabschlag als 
erste Maßnahme, um den drohenden gesamtwirtschaftlichen 
Gefahren schnell und wirksam entgegentreten zu können. 
Sie hält eine dauerhafte Entlastung des Steuerbürgers zum 
Abbau der schädlichen Uberbesteuerung für dringend ge- 
boten. Deswegen wird eine nahtlose Überführung des 
Steuerabschlags in eine grundlegende Reform des Einkom- 
mensteuertarifs gefordert. 

Dieser Maßnahme müssen weitere Schritte zum Abbau der 
lähmenden Überbesteuerung folgen. Nur auf diesem Wege 
ist das verlorengegangene Vertrauen Schritt für Schritt wie- 
der herzustellen. 
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